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Wer über das Vermögen des Volks zu 
verfügen hat. 


(Artikel 99 bis 104 der Verfaſſung.) 


Wenn ein Mann mündig iſt und er ſetzt einen 
Verwalter über ſein Gut oder ſein Vermögen ein, dann 
reibt er ihm natürlich auch vor, wie er mit den Ein⸗ 
nahmen umgehen, und welche Ausgaben er machen oder 
unterlaffen ſoll. Die Männer, die das zur Mitwirkung 
bei der Geſetzgebung berufene preußiſche Volk ausmachen, 
ſind aber mündige Männer; es iſt alſo gar kein Grund 
vorhanden, daß diejenigen, die das en des ganzen 
Volkes bewirthſchaften, ein anderes und größeres Recht 
haben ſollen, als die, welche das Vermögen eines ein⸗ 
zelnen Mannes verwalten. Wenn wir uns freilich ge⸗ 
fallen laſſen, daß es nach den Leuten geht, die ſich, und 
war fo mancher von ihnen gegen Bezahlung, in öffent⸗ 
lichen Blättern ſo gewaltig aufſpreizen, als wenn ſie die 
allein Klugen im Lande und die einzigen wahren Freunde 
der Regierung wären, dann freilich wäre die Sache ganz 
anders. Dann hätte die Regierung allein zu beſtimmen, 
wie viel von unſerem Gelde und wofür es ausgegeben 
werden fol. Dabei fagen 11 denn wohl: „Allerdings 
muß die Regierung Eure Abgeordneten zuvor über alle 
Ausgaben befragen, ſogar über die, die ſie für abſolut 
nothwendig hält. Wenn aber (ſagen ſie weiter), Eure 
Abgeordneten ihre Zuſtimmung verweigern, dann ſeid 
Ihr allein daran Schuld, daß die Regierung doch Euer 
Geld ſo ausgeben muß, wie ſie ſelbſt es für nothwendig 
hält. Denn warum (jo ſagen fie), wählt Ihr Abgeord⸗ 
nete, die immer auf ihren eigenen Kopf beſtehen, und 
die nicht alle Ausgaben für nützlich und nothwendig 
halten, die die Herrn Minifter dafür anſehen?“ 
Natürlich iſt das eine ſehr verkehrte Rede. Aber doch 
jiebt es Leute, die ſanftmüthig oder 9 8 8 genug 
fin, um dazu ſtill zu ſchweigen. Wir aber werden 
und wollen nicht ſchweigen. Denn vor allen Dingen 
wollen wir unſer Recht nicht vergeben. Wir wollen 
nicht leiden, daß irgend ſo ein bezahlter Schreiber, der 
doch auch nur ein Menſch iſt, wie wir, ſich zu unſerem 


Vormund aufwirft und uns ſagt: „Ihr einfältigen Leute, 
Ihr werdet Euch doch nicht einbilden, daß Ihr ſo klug 
ſeid, wie ich! Ihr werdet doch nicht am Ende beſſer 
wiſſen wollen als die Regierung, wozu Euer Geld aus⸗ 
gegeben werden muß!“ 

Es iſt uns aber nicht blos um unſer Recht, es iſt 
uns nebenher auch um unſer ſauer verdientes Geld zu 
thun. Das Geld, das die Regierung ausgiebt, kommt 
von unſeren Abgaben her. Freitich find dieſe Abgaben 
durch alte Geſetze oder auch durch neue Bewilligungen 
unferer früheren Abgeordneten (nicht der jetzigen) feſt⸗ 
geſtellt worden. Wir müſſen fie alſo bezahlen, gleich⸗ 
viel, ob das Geld für nützliche oder für andere Dinge 
ausgegeben wird. Aber wenn es für Dinge ausgegeben 
wird, die wir nicht für nöthig halten, ſo wiſſen wir auch, 
daß über kurz oder lang auch an dem Nothwendigſten 
Mangel ſein wird, und die Regierung wird dann natürlich 
kommen und von unſeren en fordern, daß ſie 
wieder neue oder höhere Abgaben aus unſerer Taſche 
bewilligen 11 Natürlich werden anf es nicht thun, 
und wir ſelbſt werden uns nicht einängſtigen laſſen und 
nicht bei der nächſten Gelegenheit andere Abgeordnete 
von der Art wählen, wie ſie vor zehn Jahren gewählt 
wurden. Aber es wird auch dann au Liebedienern nicht 
fehlen, und die werden ſagen: „Die Ausgaben, die die 
Regierung machen will, Ind nun einmal nothwendig, 
Jie mögt das glauben oder nicht. Und darum müßt 
Ihr das Geld dazu auch ſchaffen, Ihr mögt wollen oder 
nicht. Zwar erlaubt die beſchworene afl nicht, 
neue oder höhere Abgaben ohne die Zuſtimmung der 
Volksvertretung zu erheben. Aber es ſteht auch feine 
Silbe darin, daß Ausgaben ohne ihre Juſtimmung ge⸗ 
macht werden dürfen, und doch iſt es Jahre lang ge⸗ 
ſchehen, weil die Miniſter es für nothwendig hielten. 
Denn Noth (ſagen fie) kennt kein Gebot und das Wohl 
des Staates ſteht höher, als die Heiligkeit eines Ver⸗ 
faſſungseides . 

Wir haben ſicherlich eine andere Meinung von dem, 
was nothwendig iſt und was zum Wohle des Staates 
ereicht, als dieſe falſchen Freunde der A Auch 
Naben wir nach unſerer Vernunft und unſerer Religion 


einen anderen Begriff von der Heiligkeit des Verfaſſungs⸗ 

eides. Aber was hilft es, das Ende vom Liede iſt doch: 
„Wenn wir ruhig zuſehen, daß nicht be⸗ 
willigte Ausgaben gemacht werden, ſo müf- 
ſen wir uns ſpäter auch gefallen laſſen, 
nicht bewilligte Abgaben zu bezahlen.“ 

Es iſt daher ſehr an der Zeit daß wir die falſchen 
Freunde des Königs und der Regierung recht ernſtlich 
fragen, wem denn unſere Häuſer und Aecker, wem unſere 
Vorräthe, unſere Werkzeuge und unſer Geld, wem endlich 
unſere Arme und Beine und der Verſtand in unſerem 
Kopfe gehört, ob das Alles uns gehört oder den Beamten? 
Iſt es das Volk, deſſen Eigenkhum der Acker und die 
Häuſer find, ſammt Allem, was dazu gehört, oder ſind 
es die, welche berufen ſind, daß ſie die Geſchäfte dieſes 
Volkes nach Recht und Gerechtigkeit, nach Verfaſſung 
und Geſetz und im Sinne und Geiſte dieſes Volkes ver⸗ 
walten ſollen, welche man eigentlich als den Staat be⸗ 
trachten muß? Wohl gehören Miniſter und Beamte 
eben ſo gut zum Volke, wie wir anderen Leute, und 
wenn ſie ihre Pflicht und Schuldigkeit thun, 1 können 
wir ihnen nicht dankbar genug dafür ſein, und ſie ver⸗ 
dienen dann auch ein ganz beſonderes Anſehen und eine 
ganz beſondere Ehre. Wenn ſie aber blos nach ihrem 
eigenen Kopf und nach ihrem eigenen Gutdünken 
handeln wollen, dann thun ſie ihre Pflicht und Schuldig⸗ 
keit nicht. Wenn ſie ſich über das Volk ſtellen wollen, 
f ſagen ſie ſich ja dadurch los vom Volke, und machen 
ich ſelbſt zu Fremdlingen in unſerem Lande. ; 

Wenn übrigens jene falſchen Freunde jagen, daß es 
eigentlich ein uraltes fürſtliches Recht ſei, mit dem Ver⸗ 
mögen des Landes nach eigenem Ermeſſen ſchalten zu 
dürfen, ſo iſt das einfach nicht richtig. Die deutſchen 
Fürſten haben in alten Zeiten nie eine ſelbſtſtändige 
Verfügung über das Vermögen des Landes, ſondern 
nur über ihr eigenes gehabt. Das eigene Vermögen 
beſtand aber in den Einkünften aus ihren Erbgütern, 
aus gewiſſen Gefällen, aus Strafgeldern und einigen an⸗ 
deren ſogenannten Regalien. Aus dieſen Einkünften 
ſollten ſie eigentlich die Koſten der ganzen Regierun 
beſtreiten. Aber dieſelben reichten ſchon ziemlich üb 
nicht aus. Deshalb mußten die Regierungen regelmäßig 
die Stände um eine ſogenannte Beihülfe bitten, deren 
Betrag dann nach und nach viel größer wurde, als die 
alten fürſtlichen Einkünfte es waren. Jene Hülfsgelder 
wurden auch immer nur zu beſtiumten Ausgaben 
bewilligt, und wenn die Stände glaubten, daß die fürſt⸗ 
lichen Räthe fie nicht jo verwendeten, wie ſie ſollten, fo 
ernannten die Stände ſelbſt die Beamten, welche die 
aus dem Lande fließenden Einkünfte erhoben und ver⸗ 
walteten. Natürlich konnte auf ſolche Weiſe keine ordent⸗ 
liche und geregelte Wirthſchaft zu Stande kommen, und 
darum iſt es auch eine Wohlthat für unſer Land, daß die 
Stände von der alten feudalen Art, wo, wie noch heute 
in Mecklenburg, nur die Rittergutöbefiger und die Bürger⸗ 
meiſter eine Stimme hatten, durch den großen Kurfürſten 
gu Grabe gebracht find. Wir wollen auch nicht zulaſſen, 

ß unſere neumodiſchen Reaktionäre und Konſervativen 


ſie zum Schaden für König und Volk wieder von den 
Todten auferwecken. Wir wollen die alte ſchlechte 
Ordnung nicht wieder haben. Dagegen aber halten 
wir um fo feſter an der neuen guten Ordnung, 
und wir wünſchen nicht, daß dieſe gute Ord⸗ 
nung blos aufe dem Papier der Verfaffen ſteht. 
Nach unſerer Verfaſſung ſollen die Miniſter und Beamten 
des Königs die Steuern und Abgaben erheben und ver⸗ 
walten. Aber ſie ſollen nicht mehr erheben, und 
ſie ſollen von dem erhobenen Gelde nicht mehr 
und nichts zu anderen Zwecken ausgeben, als 
von den erwählten Vertretern des Volkes gut ge⸗ 
heißen wird. 

So ſteht es in den Artikeln 99 bis 104 der 
beſchworenen Verfaſſung, und dieſe Artikel ſollen 
116 muſſen eine Wahrheit und eine Wirklichkeit 

erden. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Die zweite Kammer hat ſich am Sonnabend 
den 18. d. M. mit der Regierungsvorlage über die Erwei⸗ 
terung der Statuten der preußiſchen Bank, durch welche die⸗ 
ſelbe ermächtigt werden ſollte, auch in nichtpreußiſchen deut⸗ 
ſchen Staaten Zweig-Anftalten zu errichten, beſchäftigt. Nach 
einer eingehenden Debatte, in welcher ganz beſonderes Ge⸗ 
wicht auf die Nachtheile gelegt wurde, welche das Monopol 
der preußiſchen Bank mit ſich bringt, wurde der Geſetzentwurf 
einer Kommiſſion zur Vorberathung überwieſen. Eine Ver⸗ 
lage der Regierung, betreffend die geſetzlichen Beſchränkungen, 
welche der Niederlaſſung in der Nähe der Staatswaldungen 
auf dem linken Rheinufer entgegenſtehen, wurde von Sr 
Kammer in fo veränderter Geſtalt angenommen, daß die 
Regierung wahrſcheinlich ihre Beiſtimmung nicht ertheilen 
wird, und deshalb für's Erſte keine Aenderung eintreten 
wird. Das Geſetz über die Aufhebung der Moftftener wurde 
von der Kammer angenommen. 

Die gewählte Kommiſſion, welche einen vorläufigen Be ⸗ 
richt über die Sinangiage des Staates erſtatten ſoll, hat ihre 
Arbeiten ſo weit vollendet, daß man mit nächſtem der Ver⸗ 
theilung des gedruckten Berichtes entgegenſieht. Die An- 
träge, welche die Budget ⸗Kommiſſton in Folge dieſes Be⸗ 
richtes beim Abgeordnetenhauſe ſtellen wird, lauten: „Das Haus 
wolle beſchließen, der Staatsregierung gegenüber zu erklären: 

I. In dem vorgelegten Staatshaushalts⸗Etat iſt eine 
richie Vertheilung der Staatsausgaben nicht zu erkennen. 

II. Der Militär⸗Etat bedarf einer weſentlichen Um⸗ 
geſtaltung und Ermäßigung. . ER 

III. Für produktive Zwecke, Stromregulicungen, Mege- 
bauten, Landesmeliorationen, für Unterricht und Wiſſenſchaft, 
desgl. für Verbeſſerung der Gehälter der Lehrer, der Sub⸗ 
altern⸗ und Unterbeamten find größere Summen wie bisher 
zu verwenden. a 2 : 

IV. Der gegenwärtige Zeitpunkt iſt geeignet eine Re 
form und Ermäßigung drückende oder zweckwidrig angelegter 
Staatskoſten, namentlich die un der Geridhte- 
koſten und des Briefporto's und die Aufhebung des 
Salzmonopols in Angriff zu nehmen. 

v. Die Gebäudeſteuer iſt unter Ueberlaſſung des Ueber ⸗ 
Köufiee an die Gemeinden auf den urſprünglich veranſchlagten 

etrag von 2,843,260 Thlr. jährlich feftzuftellen. 

VI. Es ift eine geſetzliche e der Klaſſen⸗ und 
Einkommenfteuer dahin vorzunehmen, da die Anzahl von 
Monatsraten, welche zur Deckung des Bedarfs zu erheben 


find, innerhalb des geſetzlichen Maximums von 12 Monats⸗ 
raten aan durch dae Budget feſtgeſtellt wird.“ 

Die Berathung über die wichtige Frage wegen der Geld⸗ 
forderungen, welche die Regierung zum Zweck von Eiſenbahn⸗ 
arbeiten geſtellt hat, iſt auf Antrag des Grafen Schwerin 
vertagt worden, bis das Haus durch Berathung des oben⸗ 
erwähnten Berichtes der Budgetkommiſſion E Bild von 
der Finanzlage des Staates verſchafft hat. ir laſſen hier 
folgen, was die in Berlin erſcheinende „Liberale Korreſpon⸗ 
denz“ über dieſen Gegenſtand ſagt. Sie ſchreibt: „Es iſt 
eine alte Lehre aller Verfaſſungsſtaaten, und ſie iſt durch 
viele Erfahrungen aller Zeiten und Völker als richtig bewie⸗ 
ſen, daß die Volksvertretung einer Regierung, welche ihr Ver⸗ 
trauen nicht beſitzt, keine weiteren Geldmittel bewilligen darf. 
Dieſe alte und bewährte Lehre iſt bei uns wohl um ſo mehr 
u beherzigen, als die Regierung ſeit drei Jahren über die 
Mittel des Staates ohne ein verfaſſungsmäßig zu Stande 
Ae Budgetgeſetz verfügt. Es erſcheint unter dieſen 

mſtänden ſo ea, derſelben nicht durch die Bewilligung 
von neuen Anleihen außerordentliche Geldmittel in die Hand 
u geben, daß man nicht begreift, wie der geringſte Zweifel 
arüber herrſchen kann, welche Diese Ansich man im vor⸗ 
liegenden Falle zu treffen habe. Dieſe Anſicht von der Noth⸗ 
wendigkeit, einer Regierung, welcher man nicht volles Ver⸗ 
trauen ſchenkt, keine außerordentlichen Geldmittel zu bewilli⸗ 
en, iſt übrigens auch in Preußen nicht neu. Das Volk hat 
e in Preußen ſchon vor 18 Jahren mit Begeiſterung be⸗ 

üßt, indem es den Beſchluß des vereinigten Landtags, als 
ieſer die Anleihe für die Oſtbahn verwarf, zu dem ſeinigen 
machte. Die damals in Frage ſtehende Eiſenbahn nach Oſt⸗ 
preußen war entſchieden wichtiger für die Entwickelung einer 
anzen Provinz und wichtiger für die allgemeinen Staats⸗ 
intereſſen durch die Stärkung der allgemeinen Landesverthei⸗ 
pig af, als es die heut projektirten Bahnen für den Staat 
im Allgemeinen und für die wirthſchaftliche Entwickelung der 
betreffenden Kreiſe insbeſondere find, und dennoch ſchwankte der 
vereinigte Landtag damals keinen Augenblick, die Anleihe zu die⸗ 
ſem Bau zu verweigern, und Niemand, am wenigſten aber, und 
u ihrer Ehre ſei es geſagt, die Bewohner der Provinz Preußen 
unden dieſes ungerechtfertigt oder auch nur unbillig. Im 
Gegentheil, man hielt es für ganz natürlich, daß der ver⸗ 
einigte Landtag auf dieſe Weiſe verſuchen wollte, die Regie⸗ 
rung zur Anerkennung der Rechte des Landes zu bewegen, 
die demſelben nach feierlichen Verſprechungen auf eine Ver⸗ 
faſſung zuſtänden. Seit jenem denkwürdigen Votum des ver⸗ 
einigten Landtags find achtzehn Jahre vergangen, während 
welcher Zeit das abſolute Preußen in einen konſtitu⸗ 
tionellen Staat, wie damals der vereinigte Landtag leider 
vergeblich verlangte, verwandelt worden iſt. Und wiederum 
ſteht heut vor der Landesvertretung die Frage, ob ſie zur Wah⸗ 
rung dieſer Rechte von dem Mittel der Verweigerung von 
Geldern, ſelbſt ſolcher, welche, wie bei der Forderung vor 
8 Jahren, zu einem an ſich nützlichen Zweck beſtimmt find, 
Gebrauch machen ſollte. Wir find keinen Augenblick zweifel⸗ 
haft, welches die Entſcheidung ſein muß und ſein wird, die 
die Vertreter des Volkes 21 werden, denn ſie werden ein⸗ 
gedenk ſein jenes Votums vor achtzehn Jahren. Wir wiſſen 
zwar, daß Mancher ſeine Stimme erheden wird und ſagen, 
man dürfe die materiellen Intereſſen nicht verletzen zum Selten 
des Rechtes. Wir aber meinen, das Recht eben ift die 
Grundlage aller materiellen Intereſſen, und nur auf ihm 
zuhen fie ſicher und feſt. Deehalb ift der Kampf für das 
Recht und für die n An kein Kampf für ein weſenloſes 
Gebilde, ſondern ein Kampf für recht greifbare Intereſſen, 
für das materielle Wohlergehen Aller. Da dies jo ift, das 


wird freilich ſelbſt im Angeſicht der Militärfrage, die den 
Konflikt erzeugt hat, von der konſervativen Parkei noch ge⸗ 
leugnet, obgleich die materiellen Intereſſen, die dabei in Frage 
ſtehen, doch wahrlich greifbar genug find. Sie verſuchen den 
Beweis des Gegentheils damit zu liefern, daß trotz des Ver⸗ 
faſſungskonfliktes die materielle Entwicklung des Landes ruhig 
fortſchreitet. Das beweiſt aber weiter nichts, als daß der 
Rechtsſtreit im Volke wenigſtens keinen revolutiären Charakter 
angenommen hat, und daß die Anklage gegen die liberale 
Partei, daß ſie nur an Revolution denke, ganz unbegründet 
iſt. Gerade ſie will durch die friedliche Geltendmachung des 
Rechts jeder revolutionären Bewegung den Stoff entziehen, 
ebenſo wie der vereinigte Landtag 1847 verſucht hatte, wenn 
auch leider vergeblich, der revolutionären Bewegung den Stoff 
zu entziehen. Das Volk begreift dieſe große Aufgabe der 
Volksvertretung und weiß ſie zu würdigen, und die Volks⸗ 
vertretung hat deshalb den Vorwurf der Vernachläſſigung 
der materiellen Intereſſen von Seiten des Volkes durchaus 
nicht zu fürchten. Daſſelbe weiß, daß der Grund der 
Verſagung der Gelder das Recht und die Verfaſſun 
iſt, und daß die Volksvertretung dabei nur einem Drud 
folgt, welchen der Verfaſſungskonflikt auf fie ausübt. 

Die Juſtizkommiſſion des Abgeordnetenhauſes hat die 
Petitionen wegen Aufhebung der Wuchergeſetze der Regierung 
mit 9 gegen 3 Stimmen zur Berückſichtigung überwieſen. 

Das Abgeordnetenhaus hat in ſeiner Sitzung am 22. d. M. 
auf den Antrag der betreffenden Abtheilung die im 9. Oppel⸗ 
ner Wahlbezirke ſtattgefundenen Wahlen der Grafen Sier⸗ 
ſtorpff und des Herrn Pfarrer Mader für ungültig erklärt. 

In Zinten hat am 21. d. M. die Nachwahl für den 
Abgeordneten Saucken⸗Julienfelde ſtattgefunden. Es wurde 
der Kandidat der konſervativen Partei, Herr von Tettau, 
mit 167 gegen 166 Stimmen gewählt, welche auf den Kandi⸗ 
daten der liberalen Partei, Herrn Douglas, gefallen find. 

Die Nichtbeſtätigung des in Sagan zum Senator 
e Rentiers Köhler iſt vom Oberpräſidium der 

rovinz aufrecht erhalten worden. Die Stadtverordneten zu 
Witten haben den Apotheker F. Bädecker, deſſen Wahl 
ſchon zwei Mal von der Regierung nicht beſtätigt worden 
iſt, von Neuem zu Beigeordneten gewählt. 

„ Naſſau. Das Geſuch der Eigenthümer der Mittelrhei- 
niſchen Zeitung, das Verbot dieſes Blattes aufzuheben, iſt 
von der ee 8 beſchieden worden. 

Oeſterreich. Wie es 19 55 wird der Belagerungszuſtand 
in Galizien nächſtens aufgehoben werden, und zugleich er⸗ 
wartet man eine Amneſtie für ſolche, die wegen politiſcher 
Vergehen zu Strafen von weniger als einem Jahre ver- 
urtheilt ſind. 


Das Salzmonopol. 

Wir haben ſchon früher unſeren Leſern die nachtheiligen 
Folgen, welche das Salzmonopol mit ſich bringt, vorgeführt. 
Wir kommen heut, wo der dem Abgeordnetenhauſe vorlie⸗ 
gende Antrag auf Aufhebung dieſes Monopols der Ange⸗ 
legenheit ein erhöhtes Jutereſſe zugewendet hat, auf dieſen 
Gegenſtand zurück, und theilen unſeren Leſern aus der ſoeben 
erſchienenen 2. Auflage der Schrift des Abgeordneten Kerſt: 
„Das Salzmonopol in ſeinen Wirkungen beleuchtet“, das mit, 
was der Verfaſſer über die Bedeutung des Salzes bei der Er⸗ 
nährung der Menſchen und der Thiere ſagt. Das Blut ift, nach 
feiner Ausführung, der Bauſtoff für den Körper; es erzeugt alle 
Organe, die feiaflen Nerven wie die ſtarren Knochen, die es 
ſämmtlich ſtetig erneuert. Die Zuſammenſetzung des Blutes 
iſt nicht immer genau dieſelbe, wie ſich dies ſchon aus der 
Verſchiedenheit der Nährſtoffe ableiten läßt; im Mittel aber 
kann man annehmen, daß daſſelbe beſteht aus: 


2 Theilen Faſerſtoff, 
131 „ Blutkörperchen, 


71 " Ei eiß, 
* 5 Chlor verbindungen, 
2 „ ett, 

789 „ — Waſſer. 

1000 Theile. 


Die erften drei genannten Stoffe find Stickſtoff⸗Verbin⸗ 
dungen, die letzteren drei ſtickſtofffreie. Durch die ſchnelle 
Blutzirkulation im Körper wird der nöthige Stoffwechſel 
unterhalten. Das Blut ſelbſt wird erneuert durch die Be⸗ 
ſtandtheile der Nahrungsmittel, die der Körper zu ſich nimmt. 
Durch dieſen konſtant ſtattfindenden Wechſel iſt reichliche 
Blutbildung oder Mangel an Blut bedingt, d. h. es hängt 
davon ab, ob der thieriſche Körper geſund ift, gutes Fleisch, 
gute Wolle, eine gute Haut hat; oder ob Mangel an Blut 
und daher Mangel an Stoff für die Erhaltung und Er⸗ 
neuerung des Körpers vorhanden, ob er ungeſund und zu 
En geneigt iſt. Von der größten Wichtigkeit iſt 
es, daß die Nahrungsmittel im Körper gut verarbeitet und 
ausgenutzt werden für die Blutbildung. Die Verdauung 
wird bekanntlich gefördert durch die gehörige Vermiſchung der 
Abſonderungen der Speicheldrüſen, der Magenſchleimhäute, 
der Galle und der Bauchſpeicheldrüſe. Es giebt nur einen 
Stoff, der, ſelbſt nur in geringem Maße den Nahrungs⸗ 
Nassen W jene Abſonderungen, welche Kochſalz oder 
deſſen Beſtandtheile enthalten, erhöht: es iſt dies das Chlor⸗ 
natrium oder Kochſalz. Durch Beimiſchung des Salzes 
wird in dieſer Weiſe eine beſſere und ſchnellere Zerſetzung 
der genoſſenen Nahrungsmittel herbeigeführt, die in letzteren 
enthaltenen blutbildenden Theile werden vollkommen abgeſon⸗ 
dert, es gehen nicht jo viele Theile der Nahrungsmittel un · 
verdaut verloren. Durch die raſchere Zerſetzung der Nah⸗ 
rungsmittel kehrt früher der Hunger zurück und der Körper 
iſt im Stande, Sie Mengen Nahruugsſtoffe aufzunehmen, 
eine reichlichere Blutbildung und dadurch reichlicheren Fleiſch⸗ 
und Fettanſatz, ſowie eine reichlichere Milch⸗ und Wollbildung 
herbeizuführen. Im Blut ſpielt das Waſſer eine große Rolle, 
wie man aus der obigen Blutanalyſe erſieht. Salz reizt 
um Durſt, alſo zur Aufnahme von Waſſer, das ferner auch 
ie Entleerung des Körpers von den Auswurfsſtoffen fördert. 
Das Salz iſt ferner, wie die Blutanalyſe ergiebt, ein fefter 
Beſtandtheil des Blutes, zum Aufbau und der Erneuerung 
aller Organe des Körpers nöthig; es kommt nicht blos im 
Blut, ſondern auch im Fleiſch, Fett, in den Knochen und 
Knorpeln vor, und wegen dieſer Bedeutung für den thieriſchen 
Körper könnte man mit Moleſchott das Kochſalz ſchlechthin 
auch Knorpelſalz nennen. Der genoſſene Ueberſchuß von 
Salz wird mittelſt der Nieren und zum Theil durch den 
Darmkanal aus dem Körper ausgeſchieden. 

Was nun die Nahrungsmittel ſelbſt anbelangt, jo fagt 
der Verfaſſer: der Werth eines Nahrungsmittels wird bedingt, 
von den Salzen abgeſehen, durch die Menge der in demſelben 
enthaltenen Proteinſtoffe und Kohlenhydrate (Zucker, Stärke 
oder Fett), ſowie durch das Verhältniß, in welchem dieſe 
Stoffe zu einander ſich in dem Nahrungsmittel befinden. 
Werden in dieſen Beziehungen die menſchlichen Nahrungs⸗ 
mittel mit einander verglichen, ſo kann man ſetzen: 


100 Pfd. friſches Ochſenfleiſch 183 Pfd. Schweinefleiſch, 


— „ Roggenmehl, 
= 134 Weizenmehl, 
= 612 ,„ Kartoffeln, 
= 200 „ Milch, 

= 150 „ Eier. 


Das Ideal aller Nahrungsmittel 
gute Milch an durchſchnittlich: 


3,9 Caſer . 
1% Cie | Sttätoffgttig 
| Stieftoffee. 


iſt die Milch, denn 


4,9 Milchzucker 
3,2 Butterfett 
0, Salze, 
87,6 Waſſer. 


100 

Wird Milch bei Luftzutritt verbrannt, ſo findet man in 
der Aſche übrig: Kali, Natron, Kalk, Biere und Eifen- 
oxyd, wie auch Phosphorſäure, Schwefelſäure und Chlor. 
Alle genannten Nahrungsmittel ohne Salz el ſchmecken 
bekanntlich ſehr fade; in das Geſchmacksorgan hat die Natur 
den Anreiz zum benöthigten Salzgenuſſe gelegt, damit die 
genoſſenen Speiſen zur gehörigen Zerſetzung gelangen und 
die Entleerung der Auswurfsſtoffe gefördert werde. Salz⸗ 
gruß mehrt den Durſt und reizt ſomit zur Verſorgung des 
Körpers mit der nöthigen Waſſermenge. Eine große Menge 
innerer Krankheiten, wenn nicht die meiſten, rühren von 
ſchlechter Verdauung und von Verſtopfung her. Große Sterb⸗ 
lichkeit iſt meiſt eine Folge ſchlechter und ſchlecht zubereiteter 
Nahrungsmittel. Gehöriger Salzgenuß iſt eine Bedingung 
der Geſundheit. 

Wie viel Salz ein Menſch jährlich konſumiren muß, um 
fi geſund und arbeitsfähig zu erhalten, ift auf theoretiſchem 
Wege ſchwer zu beſtimmen; es hängt das zu ſehr von den 
Nahrungsmitteln, welche genoſſen werden, ab. Im Allgemei⸗ 
nen hat man geglaubt, 1—1 ½ pCt. des Gewichts der ge⸗ 
1 Speisen men Reg zu dürfen, weil bei dieſem Salz⸗ 
5 tze die einzelnen . ſchmackhaft werden. 

nter dieſer Vorausſetzung würden für einen Menſchen durch- 
ſchnittlich 15—19 Pfd. Salz jährlich erfordert werden, und 
das ſtimmt ziemlich gut mit der Erfahrung überein. 
Auch in England, wo der Genuß des Salzes nicht durch 
Steuern beſchränkt und daſſelbe ſehr billig iſt, rechnet man 
im Minimum 15 Pfd. pro Kr .Wir dürfen dabei nicht 
außer Acht laſſen, daß die ärmeren Klaſſen in England, 
d. i. die Mehrzahl der Einwohner, im Allgemeinen beſſere 
Nahrungsmittel genießen als unſere arbeitende Klaſſe; ſchon 
die Verpflegung eines Engliſchen Soldaten im Frieden iſt 
eine ganz andere als die eines Preußiſchen, und ſicher hängt 
das mit den Anſchauungen und Erfahrungen zuſammen, die 
man im Volke ſelbſt von dem zur Ernährung eines Menſchen 
Benöthigten hat. Aus der obigen Vergleichung der Nahrungs- 
mittel würde folgen, daß Jemand, der nur Fleiſch genöſſe, 
mit 100 Pfd. Ochſenfleiſch ebenſo viel muskelbildende Sub⸗ 
ſtanz dem Körper zuführt als derjenige, welcher nur Kartoffeln 
enöffe und davon 612 Pfd. in demſelben Zeitraum verzehrte. 

eichte eben 1 Pfd. Salz hin, um 100 Pfd. Ochſenfleiſch 
enügend zu ſalzen, jo würde der e ir feine 
12 Pfd. Kartoffeln 6 Pfd. Salz bedürfen. Wir wollen 
damit nur darauf hinweiſen, daß die ärmeren 
Klaſſen, welche ſich von weniger nahrhaften Lebens ⸗ 
mitteln ernähren müffen, pro Kopf eine ungleich 
größere Quantität Salz konſumiren müßten als 
die wohlhabenderen Klaſſen, und dieſe Folgerung 
iſt zur Beurtheilung der Wirkung des Salz-Mono- 
pols auf das Wohlbefinden der Bevölkerung, und 
wie dieſe eie ſich auf die einzelnen Staats- 


angehörigen nertheilt, von ſchwerem Gewicht. 


Briefkaſten. ’ 
Herrn L. in W. Ihren Brief haben wir erhalten, und 


werden wir uns nach Kräften: bemühen. 
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